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Faire Allokationsprozesse: zum Verhãltnis von 
substantieller und prozeduraler Gerechtigkeit in 
Norman Daniels' Just Health1 
Annette Rid 
Die gerechte Verteilung von knappen Mitteln fUr die Gesundheitsversorgung 
stellt nicht nur eine theoretische Herausforderung dar. In der Praxis müssen 
Allokationsentscheidungen auch dann getroffen werden, wenn vemünftige2 
Personen uneinig sind, welche Entscheidungen in spezifischen Situationen 
ethisch vertretbar sind. Der amerikanische Philosoph Norman Daniels ist einer 
der wenigen Autoren, der die theoretischen und praktischen Herausforderungen 
der Gesundheitsgerechtigkeit in einem einheitlichen Ansatz zu lOsen versucht. In 
seinem 2008 erschienen Buch, Just Health - Meeting Health Needs Fairly [2], 
verbindet Daniels seine bisher weitgehend unabhangigen Arbeiten zu 
Verteilungsgerechtkeit und fairen Entscheidungsverfahren im 
Gesundheitswesen. 
Allerdings ist nicht unmittelbar ersichtlich, wie Daniels' allgemeine Theorie der 
Gesundheitsgerechtigkeit mit seinem prozeduralen Ansatz zur Lõsung konkreter, 
gesundheitsbezogener Gerechtigkeitsprobleme zusammenhangt. Faire 
Chancengleichheit (fair equality of opportunity) ist der zentrale inhaltliche 
Begriff in Daniels' Theorie der Gesundheitsgerechtigkeit. Dem gegenüber ist 
sein prozeduraler Ansatz einer ,Verantwortlichkeit fUr Vemünftigkeit' 
(accoutability for reasonableness) inhaltlich durch die Idee sogenannter 
relevanter Gründe (relevant reasons) eingegrenzt. Aber in welchem Verhaltnis 
stehen die inhaltlichen Kriterien faire Chancengleichheit und relevante Gründe? 
Wie genau führt ,Verantwortlichkeit fUr Vernünftigkeit' zu fairen 
Allokationsentscheidungen? Hauptthese dieses Beitrags ist, dass 
,Verantwortlichkeit fur Vemünftigkeit' ke in klassisches Modell einer rein­
prozeduralen Gerechtigkeit darstellt, sondern eine eigene Form von 
eingeschrankt rein- prozeduraler Gerechtigkeit begründet - eine Lesart der 
accountability for reasonableness, der Norman Daniels zustimmt [3]. Um zu 
dieser Aussage zu gelangen, diskutiert der vorliegende Beitrag systematisch 
1 Der vorliegende Beitrag beruht auf einem Artikel, der im Januar 2009 im Journal 01 
Medical Ethics verõffentlicht wurde [l]. Beide Arbeiten wurden durch den 
Schweizerischen Nationalfonds unterstützt. 
2 Der Begriff "vemünftig" wird hier als Übersetzung des Begriffs ,,reasonable" 
verwendet, weIcher im Folgenden noch weiter erlãutert wird. 
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verschiedene Modelle prozeduraler Gerechtigkeit. Damit sind die folgenden 
Überlegungen - so ist zu hoffen - nicht nur fur diejenigen relevant, die sich 
spezifisch fur Norman Daniels' Theorie der Gesundheitsgerechtigkeit 
interessieren, sondem fur alle, die das Verhaltnis zwischen substantieller und 
prozeduraler Gerechtigkeit besser verstehen mõchten. 
Faire Chancengleichheit und faires Verteilungsverfahren 
Norman Daniels' Theorie der Gesundheitsgerechtigkeit basiert auf John Rawls' 
Theorie der Gerechtigkeit als Faimess [4]. In aller Kürze zusammengefasst 
vertritt Rawls, dass ein (idealisierter) Gesellschaftsvertrag zwischen freien und 
gleichen Bürgem drei allgemeine Gerechtigkeitsprinzipien beinhalten würde 
bzw. solIte: ein Prinzip zum Schutz fundamentaler Freiheiten (liberty principle); 
ein Prinizip zur Gewahrleistung fairer Chancengleichheit (principle ol lair 
equality olopportunity); und ein Prinzip, nach dem soziale und õkonomische 
Ungleichheiten in der Gesellschaft die Lage der Schlechtestgestellten 
bestmõglich verbessem müssen (difJerence principle). Gesundheit und 
Gesunheitsversorgung sind fur Ralws nicht gerechtigkeitsrelevant, da er von 
einer idealisierten Vertragssituation ausgeht, in der alle Mitglieder der 
Gesellschaft frei von Krankheiten und Behinderung sind. 
Daniels erweitert Rawls' Theorie der Gerechtigkeit in den Bereich der 
Gesundheit und Gesundheitsversorgung, indem er zwei Verbindungen zwischen 
Rawls' allgemeinen Gerechtigkeitsprinzipien und Gesundheit herstellt [3]. 
Erstens, so Daniels, ist die besondere moralische Relevanz von Gesundheit aus 
dem Prinzip der fairen Chancengleichheit abzu1eiten, denn Gesundheit tragt 
massgeblich zu den uns offenstehenden Chancen und Mõglichkeiten 
(opportunities) bei. Wenn wir aus Gerechtigkeitsgründen soziale Pt1ichten zum 
Schutz der Chancen und Mõglichkeiten jedes Einzelnen haben, dann ist die 
Befórderung und Wiederherstellung von Gesundheit eine dieser Pt1ichten. Um 
faire Chancengleichheit zu gewahrleisten, muss eine gerechte Gesellschaft ihren 
Mitgliedem diejenigen Gesundheitsleistungen zuganglich machen, die zur 
Erhaltung der normalen Spannbreite an Chancen und Mõglichkeiten (normal 
opportunity range) notwendig sind. 
Zweitens vertritt Daniels, dass Rawls' allgemeine Gerechtigkeitsprinzipien es 
ermõglichen, gerechte von ungerechten Ungleichheiten in der Gesundheit zu 
unterscheiden. Gesundheit ist nicht allein durch den Zugang zur 
Gesundheitsversorgung bestimmt, sondem auch durch den jeweiligen sozio­
õkonomischen Status. Wichtige soziale Determinanten von Gesundheit, wie zum 
Beispiel Bildung und Einkommen, fallen klassischerweise in den Bereich von 
Gerechtigkeit. Nach Daniels schafft dieser Zusammenhang die Grundlage fur die 
Unterscheidung zwischen gerechten und ungerechten Ungleichheiten in der 
Gesundheit. Ungleichheiten in der Gesundheit sind demnach genau dann 
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gerecht, wenn alle sozialen Determinanten von Gesundheit gemãss Rawls' nach 
allgemeinen Gerechtigkeitsprinzipien verteilt sind. 
Doch obwohl Rawls' Gerechtigkeitsprinzipien allgemeine Orientierung in 
Fragen der Gesundheitsgerechtigkeit bieten kõnnen, stellt sich für Daniels ein 
Problem. Die Prinzipien und insbesondere das Prinzip der fairen 
Chancengleichheit, das für Daniels' Arbeiten zentral ist, geben wenig praktische 
Handlungsanweisungen in Situationen, in denen die Mittel für 
Gesundheitsversorgung besonders knapp sind. Daniels betont immer wieder, 
das s das Prinzip der fairen Chancengleichheit zu al1gemein und unbestimmt ist, 
um reale Verteilungsprobleme im Gesundheitswesen zeitnah lOsen zu kõnnen [2, 
S. 24, 47, 1 03, 1 07]. Aus diesem Grund, so Daniels, sind sich ,vemünftige Leute 
uneinig' (reasonable people disagree), wie Gesel1schaften unter Bedingungen 
der Mittelknappheit den Gesundheitsbedürfnissen ihrer Mitglieder nachkommen 
sollen. 
Zur Verdeut1ichung dieser Situation sei eines von Daniels' eigenen Beispielen 
angeführt (in leicht abgewandelter Fassung), das ein in lndustrielãndem 
typisches Al1okationsproblem veranschaulichen sol1 [2, S. 135]). Der 
Gemeinsame Bundesausschuss überlegt, zur Behandlung fortgeschrittenen 
Brustkrebses eine neue hochdosierte Chemotherapie mit Stammzel1therapie in 
den Leistungskatalog aufzunehmen. Die Daten zur klinischen Wirksamkeit 
dieser Behandlung zeigen, das s sie bei etwa zwei Drittel derjenigen 
Patientientinnen, die al1e anderen Behandlungsmõglichkeiten ausgeschõpft 
haben, zu einer ftinfmonatigen Verlãngerung der Lebenserwartung führen. 
Al1erdings ist die Behandlung teuer. Im Bundesausschuss besteht deutliche 
Uneinigkeit darüber, ob die zur Verfügung stehenden Mittel für effektivere 
Therapien genutzt werden sol1ten, oder ob der Patientengruppe der terminal 
Brustkrebserkrankten eine letzte Behandlungschance gewãhrt werden sol1te. 
Daniels gesteht zu, das s das Prinzip der fairen Chancengleichheit zu unbestimmt 
ist, um praktisch notwendige Abwãgungen zwischen Therapieerfolg und fairer 
Chance oder andere ungelõste Verteilungsprobleme zu entscheiden. Vemünftige 
Leute sind sich daher uneinig, wie in der Gesundheitsversorgung Grenzen 
gezogen werden sollen. Dies stellt ein praktisches Problem dar, denn in der 
Praxis müssen Al1okationsentscheidungen getroffen werden. Daniels lOst dieses 
Problem, indem er in Situationen vemünftiger Uneinigkeit (reasonable 
disagreement) den Schwerpunkt von substantiel1er Gerechtigkeit auf prozedurale 
Gerechtigkeit verlegt. In Situationen vemünftiger Uneinigkeit, so Daniels, 
kõnnen legitime und faire Al1okationsentscheidungen genau dann getroffen 
werden, wenn dies im Rahmen eines fairen Entscheidungsverfahrens (jair 
process) geschieht. Die Bedingungen dieses Entscheidungsverfahrens entwickelt 
er in seinem prozeduralen Ansatz einer 'Verantwortung für Vemünftigkeit' 
(accountability for reasonableness) . Aber wie genau ftihrt 'Verantwortung für 
Vemünftigkeit' zu fairen Al1okationsentscheidungen? Wie bestimmt Daniels das 
Verhãltnis zwischen substantiel1er und prozeduraler Gerechtigkeit? Diese Frage 
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soll im Folgenden untersucht werden (das Verhãltnis von 'Verantwortung fur 
Vernünftigkeit' und Legitimitãt von Allokationsentscheidungen wird dabei nicht 
betrachtet). 
'Verantwortung für Vernünftigkeit' 
Norman Daniels hat seinen prozeduralen Ansatz der 'Verantwortung fur 
Vernünftigkeit' gemeinsam mit dem Mediziner James Sabin entwickelt [7- 10]. 
Die zentrale Idee des Ansatzes ist die õffentliche Verantwortung fur vernünftige 
Allokationsentscheidungen. Zur Realisierung dieser Idee stellt 'Verantwortung 
fur Vernünftigkeit' vier Bedingungen an ein faires Entscheidungsverfahren [2, 
S. 1 18- 119]: 
1. 6jJentlichkeit: Sowohl direkte als auch indirekte 
Allokationsentscheidungen und deren Begründungen müssen õffentlich 
zugãnglich sein. 
2. Relevanz: Die Begründungen fur Allokationsentscheidungen müssen 
eine vernünftige Erklãrung dafur abgeben, wie ein Leistungsanbieter 
unter vernünftiger Mittelknappheit den vielfáltigen 
Gesundheitsbedürfnissen einer umschriebenen Gemeinschaft - zum 
Beispiel den Mitgliedern einer Versicherung - nachkommen will. 
3. Revidierbarkeit und Einspruchsverfahren: Es muss Verfahren zur 
Anfechtung von Al1okationsentscheidungen und zur Schlichtung von 
Konflikten geben. 
4. Regulierung: Durch freiwillige oder õffentliche Regulierung und 
Aufsicht muss sichergestellt sein, dass ein Entscheidungsverfahren die 
obigen Bedingungen erful1t. 
Daniels versteht 'Verantwortung fur Vernünftigkeit' als normativen Ansatz. 
Wenn hinreichend spezifizierte Gerechtigkeitsprinzipien unter vernünftigen 
Leuten umstritten sind, sollen Allokationsentscheidungen genau dann als fair 
anerkannt werden, wenn sie im Rahmen eines Entscheidungsverfahrens 
getroffen wurden, we1ches die vier Bedingungen von 'Verantwortung fur 
Vernünftigkeit' erfullt. 
Wie führt 'Verantwortung für Vernünftigkeit zu fairen 
Allokationsentscheidungen? 
Daniels beschreibt 'Verantwortung fur Vernünftigkeit' als einen "klassischen 
Appell an prozedurale Gerechtigkeit" [2, S. 109]. Allerdings gibt es 
unterschiedliche Formen prozeduraler Gerechtigkeit. Jede davon ist durch ein 
spezifisches Verhãltnis zwischen Verteilungsverfahren und inhalt1ich 
bestimmten Bedingungen der Verteilungsgerechtigkeit definiert [4, S. 83-90]. 
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Welche Form prozeduraler Gereehtigkeit liegt also Daniels' 'Verantwortung für 
Vernünftigkeit' zugrunde? 
Reine prozedurale Gerechtigkeit 
Daniels seheint sich in dieser Frage selbst unsicher. Zunaehst behauptet er, dass 
'Verantwortung für Vernünftigkeit' ein ModelI reiner prozeduraler Gereehtigkeit 
ist. AlIerdings sehrankt er diese Behauptung sofort wieder ein, sei do eh 
'Verantwortung für Vernünftigkeit' " . . .  bestenfalIs unvolIkommen [prozedurale 
Gereehtigkeit] für jeden, der darauf besteht, dass ein bestimmtes [Gereehtigkeits­
] Prinzip uns vorgibt was gereeht ist" [2, S. 109]. Ungeaehtet Daniels' eigener 
Zwiespaltigkeit wird 'Verantwortung für Vernünftigkeit' hier zunaehst als ein 
ModelI reiner prozeduraler Gereehtigkeit verstanden. Dies bedeutet zweierlei. 
Erstens gibt es kein unabhangiges Gereehtigkeitskriterium für Entseheidungen, 
das auBerhalb eines Verfahrens zum Treffen dieser Entseheidungen gefunden 
werden konnte (zum Beispiel dureh theoretisehe Überlegung oder religiOse 
Offenbarung). Zweitens existiert ein bestimmtes Entseheidungsverfahren 
dahingehend, dass jede im Rahmen dieses Verfahrens getroffene Entseheidung 
gemeinhin als gereeht anerkannt wird. Zum Beispiel wird beim Roulette die 
Verteilung des Gewinnes genau dann als gereeht angesehen, wenn sie dureh die 
Anzeige auf der Cuvette bestimmt wurde und der Croupier den Coup nicht 
manipuliert hat. Das Spiel bestimmt den gereehten Ausgang unabhãngig von 
mogliehen anderen Überlegungen, beispielsweise dass jeder einen fairen Anteil 
seines Einsatzes als Gewinn zurüekerhalten solIte. 
lst 'Verantwortung für Vernünftigkeit' ein ModelI reiner prozeduraler 
Gereehtigkeit, wie Daniels zunaehst behauptet? Diese Frage ist kIar mit 'nein' 
zu beantworten. Wenn die Bedingungen von 'Verantwortung für Vernünftigkeit' 
den Spielregeln des Roulettes gleiehen würden, müssten sie rein prozedural sein 
- was nicht der FalI ist. Darüber hinaus müssten alIe AlIokationsentseheidungen 
genau dann als fair anerkannt werden, wenn sie im Rahmen eines 
Entseheidungsverfahrens getroffen wurden, das die Bedingungen von 
'Verantwortung für Vernünftigkeit' erfülIt. lm eingangs besehriebenen Beispiel 
der neuen Krebstherapie ware also jede Entseheidung fair, die unter den 
Bedingungen der Offentliehkeit, Relevanz, Revidierbarkeit und Regulierung 
getroffen wurde - und zwar aueh dann, wenn sie inhaltlieh gegen das Prinzip der 
fairen Chaneengleichheit verstOBt. Offensiehtlieh kann Daniels dieses Ergebnis 
nicht gutheiBen. 
Erstens beinhaltet 'Verantwortung für Vernünftigkeit' eine substantielIe 
Bedingung, und zwar die Relevanz- Bedingung. Dies weist darauf hin, dass 
Daniels an inhaltlieh bestimmten Kriterien für faire AlIokationsentseheide 
festhalt. 
Zweitens hebt Daniels selbst hervor, dass seine Wendung zur prozeduralen 
Gereehtigkeit das Prinzip der fairen Chaneengleiehheit erganzt, nicht aber 
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ersetzt [2, S. 6, 27, 1 10, 25 1]. Obwohl diese Aussage im Widerspruch zu seiner 
vorherigen Behauptung steht, dass 'Verantwortung fiir Vemünftigkeit' ein 
Modell reiner prozeduraler Gerechtigkeit darstellt, entspricht Daniels' Festha1ten 
am Prinzip der fairen Chancengleichheit eher seinen Überzeugungen. Daniels 
macht in Just Health groBe Anstrengungen nachzuweisen, das s seine auf dem 
Prinzip der fairen Chancengleichheit beruhende Theorie der 
Gesundheitsgerechtigkeit mit altemativen Ansãtzen zur 
Gesundheitsgerechtigkeit vereinbar ist (wie zum Beispiel mit Amartya Sen's 
capabilities approach oder mit verschiedenen Theorien der egalitarian or 
prioritarian opportunity 01 welfare [2, S. 64-77]). Und obwohl er Rawls nicht 
systematisch verteidigen mõchte, glaubt Daniels, dass seine Erweiterung von 
Rawls' Theorie der Gerechtigkeit als Faimess zur Robustheit derselben deutlich 
beitrãgt [2, S. 47]. All diese Bemühungen wãren wertlos, wenn Daniels das 
Prinzip der fairen Chancengleichheit spãter einfach aufgeben würde. 
Drittens hat Daniels' Theorie der Gesundheitsgerechtigkeit mit dem Prinzip der 
fairen Chancengleichheit ein klares normatives Fundament. Damit gibt es ein 
Faimess- Kriterium, das durch theoretische Überlegung - also unabhãngig vom 
Entscheidungsverfahren der 'V erantwortung fur Vemünftigkeit' - gefunden 
werden kann. Wie im Folgenden noch genauer darlegt werden wird, bedeutet 
dies nicht, dass das Prinzip der fairen Chancengleichheit eine 
Allokationsentscheidung als die einzig gerechte ausweisen muss. Aber nach 
Daniels müssen in einer gerechten Gesellschaft alle Al1okationsentscheidungen 
mit dem Prinzip der fairen Chancengleichheit vereinbar sein. 
Viertens wird die Idee eines fairen Verfahrens fiir Allokationsentscheidungen als 
rein praktische Notwendigkeit eingefuhrt. Daniels ist kein Skeptiker. Er schlieBt 
nie aus, dass philosophische Untersuchungen weithin anerkannte und 
hinreichend spezifische Prinzipien ergeben kõnnen, die die Bedeutung von fairer 
Chancengleichheit im Gesundheitsbereich kiar bestimmen [2, S. 25]. Das Prinzip 
der fairen Chancengleichheit ist in seiner jetzigen Fassung zu allgemein und 
unbestimmt, und aus diesem Grund ist es die Quelle vemünftiger Uneinigkeit. 
Aber Daniels glaubt, dass es in der Zukunft spezifischere Prinzipien der 
Gesundheitsgerechtigkeit als Faimess geben kõnnte. Daher ist ein faires 
Entscheidungsverfahren vor allem deswegen notwendig, weil Philosophen den 
Bedarf an inhaltlich bestimmten und spezifischen Gerechtigkeitsprinzipien nicht 
so zeitnah decken kõnnen, das s Entscheidungstrãger heute begründet 
entscheiden kõnnten [2, S. 108]. Nichts in dieser Sichtweise legt nahe, dass das 
Prinzip der fairen Chancengleichheit zugunsten remer prozeduraler 
Gerechtigkeit aufgegeben wird. 
Vollkommene und unvollkommene prozedurale Gerechtigkeit 
Damit blieben zwei weitere klassische Formen prozeduraler Gerechtigkeit 
zurück, und zwar die vol1kommene und die unvol1kommene prozedurale 
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Gerechtigkeit. Beide beruhen auf zwei Annahmen. Erstens existiert ein vom 
Entscheidungsverfahren unabhiingiges Kriterium dafúr, welche Entscheidung in 
der gegebenen Situation gerecht ist - beispielsweise das Prinzip der fairen 
Chancengleichheit im Kontext von Daniels' Theorie der 
Gesundheitsgerechtigkeit. Zweitens gibt es em durchfúhrbares 
Entscheidungsverfahren, anhand dessen ermittelt werden kann, welche 
Entscheidung gemass dieses unabhangigen Kriteriums gerecht ist. 
Entscheidungsverfahren kõnnen besser oder schlechter funktionieren. Im Fall 
vollkommener prozeduraler Gerechtigkeit kann anhand eines 
Entscheidungsverfahrens immer ermittelt werden, welche Entscheidung 
unabhangig von diesem Verfahren gerecht ist. Wenn es beispielsweise 
kõstlichen Kuchen gibt, sollte in der Regel gleich geteilt werden. Dies kann 
durch ein Verfahren erreicht werden, nach dem das kleinste Stück an diejenige 
Person geht, die den Kuchen schneidet (sofern diese Person ein mõglichst groJ3es 
Kuchenstück bekommen mõchte, in der Lage ist, den Kuchen gleich zu 
schneiden, usw.). Dieser Verfahrensausgang - die gleiche Teilung des Kuchens 
- also erfúllt das Kriterium dessen, was unabhiingig vom Verteilungsverfahren 
gerecht ist. 
Dem gegenüber kann im Fall unvollkommener prozeduraler Gerechtigkeit in den 
meisten, aber nicht in allen Fallen durch ein Entscheidungsverfahren ermittelt 
werden, welche Entscheidung unabhangig von diesem Verfahren gerecht ist. 
Zum Beispiel sind die meisten der festen Überzeugung, das s nur schuldige 
Personen in einem Gerichtsverfahren verurteilt werden sollten. Aber obwohl 
damit ein klares und unabhangiges Gerechtigkeitskriterium besteht, gibt es kein 
unfehlbares Verfahren, anhand dessen in jedem einzelnen Fall ermittelt werden 
kann, wer schuldig ist und wer nicht. Traurigerweise führen Gerichtsentscheide 
manchmal zur Verurteilung einer unschuldigen Person. 
'Verantwortung fúr Vernünftigkeit' kõnnte als Wendung zur vollkommenen 
oder unvollkommenen prozeduralen Gerechtigkeit verstanden werden - eine 
Mõglichkeit, die Daniels offen lasst [2, S. 109]. Nach dieser Auslegung würde 
'Verantwortung fúr Vernünftigkeit' die Bedingungen eines 
Entscheidungsverfahrens vorschreiben, anhand dessen mehr oder weniger genau 
ermittelt werden kann, welche Allokationsentscheidungen gemass eines 
unabhangigen Fairness- Kriteriums fair sind. Im eingangs geschilderten Fall 
kõnnte also durch 'Verantwortung für Vernünftigkeit' bestimmt werden, ob die 
Rückerstattung der Kosten fúr die neue Chemotherapie eine Erfordernis der 
Fairness ist oder nicht. Folgt man diesem Gedanken, gleicht 'Verantwortung fúr 
Vernünftigkeit' dann dem Teilen eines Kuchens oder der Ermittlung einer 
Straftat? Wenn 'Verantwortung fúr Vernünftigkeit' ein Modell vollkommener 
oder unvollkommener prozeduraler Gerechtigkeit ist, muss es ein von 
'Verantwortung fúr Vernünftigkeit' unabhiingig bestimmtes, inhaltliches 
Fairness- Kriterium aufweisen. Im folgenden Abschnitt soll gezeigt werden, dass 
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die einzige inhaltliche Bedingung von 'Verantwortung ftir Vernünftigkeit' - die 
Relevanz- Bedingung - zu unbestimmt ist, um ein solches Kriterium abzugeben. 
Was bedeutet die Relevanz-Bedingung? 
Die Relevanz- Bedingung schrankt die Art von Gründen ein, die 
Allokationsentscheidungen in einem fairen Entscheidungsverfahren 
berechtigterweise zugrunde gelegt werden kõnnen [2, S. 123-3 1]. Sie schreibt 
vor, dass Allokationsentscheidungen nur auf der Basis von Gründen getroffen 
werden sol1en, die von fair gesinnten (jair-minded) Leuten anerkannt werden. 
Damit kõnnte die Relevanz- Bedingung das gesuchte Fairness- Kriterium 
darstellen, denn sie ist unabhãngig von ,Verantwortung ftir Vernünftigkeit' 
inhaltlich bestimmt. Aber was genau sind relevante Gründe? 
Daniels bietet drei Definitionen relevanter Gründe, die nur geringftigig 
voneinander abweichen. Die erste Definition ist offensichtlich zirkular: "( . . .  ) die 
Gründe oder Argumentationen ftir wichtige Allokationsentscheidungen ( . . .  ) 
müssen so angelegt sein, das s fair gesinnte Leute über die Relevanz dieser 
Gründe ftir die Durchftihrung einer angemessenen Patientenversorgung unter 
Mittelknappheit übereinstimmen". "Fair gesinnte Leute" sind wiederum so 
definiert, das s diese ,,( . . .  ) Gründe suchen werden ( . . .  ), die sie unter 
Mittelknappheit ftir eine faire Abdeckung von Gesundheitsbedürfnissen als 
relevant anerkennen" [2, S. 1 17- 18]. 
Daniels' zweite Definition relevanter Gründe fokussiert auf den Begriff der fair 
gesinnten Leute. Sie besagt, dass relevante Gründe von fair gesinnten Leuten 
anerkannt werden, die "sich bemühen, Wege der Kooperation zu finden, die fur 
alle Beteiligten tragbar sind" [2, S. 124]. Diese Definition relevanter Gründe 
erweist sich jedoch genau in denjenigen Situationen als wenig hilfreich, welche 
einen prozeduralen Ansatz zum Treffen konkreter Al1okationsentscheidungen 
überhaupt erst auslõsen. Dies sind eben gerade diejenigen Situationen, in denen 
bislang keine "Wege der Kooperation" gefunden wurden. 
Das von Daniels beschriebene Phãnomen einer vernünftigen Uneinigkeit 
(reasonable disagreement) darüber, wie knappe Mittel ftir die 
Gesundheitsversorgung fair zu verteilen sind, ist der Ausgangspunkt von 
'Verantwortung ftir Vernünftigkeit' [2, S. 103]. Ein faires 
Entscheidungsverfahren wird nach Daniels notwendig, wenn vernünftige 
Uneinigkeit über konkrete Al1okationsentscheidungen besteht, nicht bloJ3e 
Uneinigkeit. Daniels selbst trifft die Unterscheidung zwischen vernünftiger und 
bloJ3er Uneinigkeit nicht, aber sie ist hilfreich um zu zeigen, dass seine zweite 
Definition relevanter Gründe Entscheidungen genau in denjenigen Situationen 
nicht weiter eingrenien kann, die 'Verantwortung ftir Vernünftigkeit' eigentlich 
lõsen soll. Vernünftigkeit (reasonableness) ist ein wichtiges Konzept in Rawls' 
Philosophie und die Grundlage von Daniels' eigener Arbeit. Nach Rawls ist die 
Bereitschaft, faire Kooperationsbedingungen vorzuschlagen und diesen zu 
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folgen - sofern andere das ebenfalls tun - ein grundlegender Aspekt von 
Vernünftigkeit [ 1 1]. Aber wenn wir 'Verantwortung fúr Vernünftigkeit' 
brauchen, weil v�rnünftige Leute sich darüber uneinig sind, wie notwendige 
Allokationsentscheidungen zu treffen sind, dann ist Daniels' zweite Definition 
relevanter Gründe inhalt1ich leer. Sie besagt nicht mehr, als dass wir in 
Situationen, in denen wir uneinig sind bei der Suche nach tragbaren 
Bedingungen fúr Wege der Kooperation, solche Gründe als relevant anerkennen 
sollten, die die Basis fúr tragbare Bedingungen für Wege der Kooperation 
schaffen. Dies ist eine Aufforderung, die ins Leere stõBt. 
' 
Daniels' dritte Definition relevanter Gründe besagt, dass sich relevante Gründe 
auf die Frage beziehen müssen, wie unte'r Bedingungen der Mittelknappheit 
Gesundheitsbedürfnisse auf eine faire Weise gedeckt werden kõnnen [2, S. 1 1 8]. 
Die 'faire' Deckung von Gesundheitsbedürfnissen kann grundsatzlich so viele 
Bedeutungen haben wie es Konzeptionen von Fairness gibt. Ohne eine nahere 
Bestimmung von Fairness ist diese Defintion relevanter Gründe daher offen. 
Allerdings ist es im Kontext von Daniels' Arbeit naheliegend, daB Fairness die 
Übereinstimmung mit dem Prinzip der fairen Chancengleichheit bedeutet. Diese 
Auslegung der Relevanz- Bedingung ist in der Literatur erwogen und kritisiert 
worden [12]. Aber unabhangig davon, ob diese Lesart überzeugend ist oder nicht 
- Das Prinzip fairer Chancengleichheit kann nicht mit dem unabhangigen und 
inhaltlich bestimmten Fairness- Kriterium übereinstimmen, das für ein Modell 
vollkommener oder unvollkommener prozedurale Gerechtigkeit notwendig 
ware. Wenn das Prinzip fairer Chancengleichheit zu unbestimmt ist, um 
konkrete Allokationsentscheidungen treffen zu kõnnen, ist jede Definition, die 
sich auf di ese s Prinzip bezieht, genauso unbestimmt. Damit ist Daniels' dritte 
Defintion relevanter Gründe entweder offen, oder sie ist genauso unbestimmt 
wie das Prinzip der fairen Chancengleichheit. 
Eine mõgliche vierte Definition relevanter Gründe wird von Daniels selbst nicht 
entwickelt, aber sie ist dennoch greifbar in weiten Teilen von Just Health. 
Daniels fúhrt zwei Negativbeispiele fúr relevante Gründe an, und zwar religiõse 
Gründe und den bloBen Nachteil [2, S. 1 13, 126]. Der Ausschluss religiõser 
Gründe, zusammen mit der Idee der vernünftigen Uneinigkeit, die sich durch das 
gesamte Buch zieht, erinnert stark an Rawls' Konzeption der õffentlichen 
Vernunft (public reason) [ 1 1 ]. Dies deutet darauf hin, dass relevante Gründe 
analog zu Rawls' freihstehenden Argumenten ifree-standing arguments) 
verstanden werden kõnnten - eine Lesart, die in der Literatur ebenfalls erwogen 
und kritisiert worden ist [13]. Es kann hier offen bleiben, ob diese Auslegung 
relevanter Gründe plausibel ist oder nicht. Für das gegenwartige Argument ist es 
nur wichtig zu sehen, dass eine Interpretation relevanter Gründe als freistehende 
Gründe nicht zum gesuchten, kiar bestimmten Fairness-Kriterium fúhren würde. 
Zur Verdeutlichung dieser These sei wieder der eingangs geschilderte Fali der 
neuen Chemotherapie in Betracht gezogen. Kõnnte in diesem Fali eine gerechte 
AlIokationsentscheidung getroffen werden, wenn ausgeschlossen ware, dass 
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deren Begründung auf umfassende vernünftige Lehren (comprehensive 
reasonable doctrines) Bezug nimmt? Es ist wahrscheinlich, das s verschiedene 
Gründe flir und gegen die Kostenrückerstattung flir die Chemotherapie als 
freistehende Argumente betraehtet werden kõnnen, so zum Beispiel das 
Gewãhren einer letzten Chanee' oder die marginale Kosteneffektivitãt der 
Behandlung. Jedes dieser Argumente kõnnte den Ausschlag fúr oder gegen die 
Kostenrückerstattung geben, sodass mehr als eine Entseheidung - und sogar 
miteinander konfligierende Entseheidungen - die Relevanz- Bedingung erfúllen 
würden. Dieses Ergebnis kann unter bestimmten Bedingungen võllig annehmbar 
sein. Aber fúr das gegenwãrtige Argument ist es wichtig zu sehen, dass ein 
Bezug auf die õffentliehe Vernunft die Relevanz- Bedingung im besten Fall 
genauso unbestimmt maehen würde wie ein Bezug auf das Prinzip der fairen 
Chancengleichheit (wahrseheinlich ist der Begriff der õffentliehen Vernunft 
no eh unbestimmter als das Prinzip der fairen Chaneengleichheit). Damit würde 
die Definition relevanter Gründe als freistehende Argumente ebenfalls darin 
fehlsehlagen, ein klares, unabhãngiges und inhaltlich bestimmtes Fairness­
Kriterium zu sehaffen. 
Was folgt aus dieser Analyse? 
Wenn ein Kuchen gesehnitten oder wenn in einem Verbrechen ermittelt wird, 
gibt es einen und nur einen einzigen gereehten Ausgang, den ein Verfahren 
ergeben sollte: der Kuehen soll gleieh geteilt werden, und der Sehuldige soll 
verurteilt bzw. die Unsehuldige freigesproehen werden. Die beiden Beispiele 
unterseheiden sieh damit einzig darin, wie genau das gegebene Verfahren 
ermittelt, was zu tun in der jeweiligen Situation gereeht ist. Im Gegensatz dazu 
ist die Relevanz- Bedingung der 'Verantwortung flir Vernünftigkeit' mit mehr als 
nur einem einzigen fairen Ausgang vereinbar, denn wie der letzte Absehnitt 
ergeben hat, ist sie bestenfalls so unbestimmt wie das Prinzip der fairen 
Chancengleichheit. Damit fehlt Daniels' 'Verantwortung fúr Vernünftigkeit' das 
klare, unabhãngige und inhaltlieh bestimmte Fairness- Kriterium, das jedes 
Modell vollkommenener oder unvollkommener prozeduraler Gereehtigkeit 
benõtigt. 
Eingeschrãnkt-reine prozedurale Gerechtigkeit 
Es wãre allerdings ein MiJ3verstãndnis, dem Prinzip der fairen 
Chaneengleichheit jedes Vermõgen zur Handlungsleitung abzuspreehen. 
Chaneengleichheit sehlieJ3t bestimmte Allokationsentseheidungen aus: zum 
Beispiel so1che, denen unbereehtigte Diskriminierung aufgrund von Gesehleeht 
oder Rasse zugrunde liegt. Allerdings ist das Prinzip der fairen 
Chaneengleiehheit, zusammen mit Rawls' beiden anderen allgemeinen 
Gereehtigkeitsprinzipien, vereinbar mit zahlreichen versehiedenen und 
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gleichermassen gerechten Handlungsmoglichkeiten. Rawls' - und damit 
Daniels' - Prinzipien stellen daher einen "Schwellentest fúr Gerechtigkeit" 
(threshold test 01 justice) dar [ 14]. Sie schranken die Spannbreite an 
Handlungsmoglichkeiten ein, aber sie erfordern nicht eine und nur eine einzige 
gerechte Entscheidung oder Handlung. Gerechtigkeit als Fairness wird immer 
mehr als nur eine Entscheidung als gerecht ausweisen. Wie Rawls selbst 
hervorhebt, ist die Wahl zwischen gleichermassen gerechten Moglichkeiten aber 
nicht eine Frage der Gerechtigkeit, sondern eine Frage von fairen 
Entscheidungsverfahren [4, S. 20 1]. 
Daniels halt wiederholt am Prinzip der fairen Chancengleichheit fest [2, S. 6, 27, 
1 10, 25 1]. Aus diesem Grund scheint es am plausibelsten, relevante Gründe als 
solche Gründe zu verstehen, die mit den Forderungen des Prinzips der 
Chancengleichheit vereinbar sind. Damit würde die Relevanz- Bedingung einem 
"Schwellentest fur Gerechtigkeit" gleichkommen, mittels dessen geprüft werden 
kann, ob die erwogenen Allokationsentscheidungen mit dem Prinzip der fairen 
Chancengleichheit vereinbar sind. Dies unterscheidet 'Verantwortung fur 
Vernünftigkeit' grundlegend vom Roulettespiel, vom Kuchenschneiden und von 
der Ermittlung eines Verbrechens. Denn die im Rahmen von 'Verantwortung fur 
Vernünftigkeit' getroffenen Entscheidungen sind weder per Definition fair, noch 
kann anhand von 'Verantwortung fúr Vernünftigkeit' mehr oder weniger genau 
ermittelt werden, was unabhangig von diesem Entscheidungsverfahren inhaltlich 
gerecht oder fair ist. Daniels prozeduraler Ansatz zur Losung konkreter 
Gerechtigkeitsprobleme ist damit kein klassisches Modell prozeduraler 
Gerechtigkeit, sondern er begründet eme eigene Form prozeduraler 
Gerechtigkeit. 
Meines Erachtens ist 'Verantwortung fúr Vernünftigkeit' am besten als ein Fall 
von eingeschrankt rein-prozeduraler Gerechigkeit zu verstehen - eine Lesart, der 
Norman Daniels zustimmt [3]. Eingeschrankt rein-prozedurale Gerechtigkeit 
wendet sich an ein faires Entscheidungsverfahren, um zwischen denjenigen 
Handlungsmoglichkeiten eine faire Wahl zu treffen, die unabhangig von diesem 
Verfahren als gerecht ausgewiesen sind. Sie hat damit zwei wesentliche 
Merkmale. Erstens existiert ein vom Entscheidungsverfahren unabhangig 
bestimmtes, inhaltliches Gerechtigkeitskriterium, · das mit mehr als einer 
gerechten Entscheidung vereinbar ist. Es gibt also mehrere und gleichermaJ3en 
gerechte Entscheidungen. Zweitens erlaubt ein reines Entscheidungsverfahren 
eine faire Wahl zwischen den Handlungsmoglichkeiten, die sich als 
gleichermassen gerecht erwiesen haben. Dieses Entscheidungsverfahren macht 
keine inhaltlichen Vorgaben, sondern nur Verfahrensvorgaben. Die 
Gerechtigkeit oder Fairness von eingeschrankt rein-prozeduraler Gerechtigkeit 
hangt damit sowohl von der Richtigkeit des unabhangigen 
Gerechtigkeitskriteriums als auch von der Fairness des Verfahrens ab. 
Angewendet auf 'Verantwortung fur Vernünftigkeit' ergibt dies das folgende 
Bild. Die Relevanz- Bedingung bestimmt das vom Entscheidungsverfahren 
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unabhãngig bestimmte, inhaltliche Fairness-Kriterium, das mit mehr als nur 
einer einzigen Handlungsoption vereinbar ist. Nach meiner Auslegung, der 
Daniels zustimmt [3], ist dieses Kriterium die Vereinbarkeit 
entscheidungsrelevanter Gründe mit dem Prinzip der fairen ChancengIeichheit. 
Die Bedingungen der Offentlichkeit, Revidierbarkeit und der Regulierung 
spezifizieren dem gegenüber die Bedingungen des rein prozedural bestimmten 
Entscheidungsverfahrens, das eine faire Wahl zwischen gIeichermaBen fairen 
Handlungsoptionen erlaubt. 
Hier ist nicht der Ort, um die inhaltliche Bestimmung der Relevanz-Bedingung 
nãher zu untersuchen. Daniels' Position hinsichtlich des Zusammenhangs 
zwischen fairer Chancengleichheit und Gesundheit ist komplex und sogar von 
Autoren kritisiert worden, die RawIs' Theorie der Gerechtigkeit als Fairness 
vertreten [ 15, 16]. Bescheidener sol1 damit im Folgenden mit einigen kritischen 
Anmerkungen zu den rein prozeduralen Bedingungen von 'Verantwortung fur 
Vernünftigkeit' geschlossen werden. 
Kritische Bemerkungen zu den rein prozeduralen Bedingungen von 
'Verantwortung für Vernünftigkeit' 
Formale Fairness 
Ein kIar definiertes Entscheidungsverfahren kann die konsistente BehandIung 
von ãhnlichen Fãllen und damit formale Fairness bef6rdern. Indem alle 
Allokationsentscheidungen im Rahmen eines im voraus festgelegten 
Entscheidungsverfahres getroffen werden, erhõht sich die Wahrscheinlichkeit, 
das s in reIevanter Hinsicht ãhnliche Fãlle tatsãchlich ãhnlich gehandhabt 
werden. Daniels selbst hebt hervor, dass 'Verantwortung für Vernünftigkeit' 
durch die Offentlichkeits- Bedingung formale Fairness bef6rdert [2, S. 122]. 
Diese Funktion hat aber auch die Bedingung der Revidierbarkeit. Wenn 
Allokationsentscheidungen und dere n Begründungen õffentlich zugãnglich 
gemacht werden müssen und gegen diese Entscheidungen Einspruch erhoben 
werden kann, dann sol1ten Entscheidungstrãger ein Interesse daran haben, 
ãhnliche Fãlle ãhnlich zu behandeln bzw. die unterschiedliche Handhabung von 
ãhnlichen Fãllen stichhaltig zu begründen. Zu formaler Fairness trãgt darüber 
hinaus die Regulierungs-Bedingung bei, indem sie verhindert, dass die 
Bedingungen der Offentlichkeit, ReIevanz und Revidierbarkeit nicht einfach 
zum Vorteil von Entscheidungstrãgern geãndert oder aufgegeben werden 
kõnnen. 
Dennoch sind die Bedingungen von 'Verantwortung für Vernünftigkeit' meines 
Erachtens nicht . hinreichend, um formale Fairness von 
Allokationsentscheidungen zu gewãhrleisten. Denn mit dem Prinzip der fairen 
ChancengIeichheit kõnnen widersprüchliche Entscheidungen vereinbar sein -
wie zum Beispiel Entscheidungen für oder gegen eine Rückerstattung der 
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Kosten für die neue Chemotherapie. Daniels stellt richtigerweise fest, dass 
Versicherungstrãger oder Leistungserbringer lm Gesundheitswesen bei 
Mittelknappheit zu verschiedenen und zuweilen widersprüchlichen 
Entscheidungen kommen konnen, und das s diese Entscheidungen genau dann 
nicht gegen formale Fairness verstoJ3en - sogar wenn die Fãlle in relevanter 
Hinsicht ãhnlich sind - wenn das zugrunde gelegte Entscheidungsverfahren fair 
war [2, S. l35-37]. Aber was, wenn dieselbe Institution in ãhnlichen Fãllen 
unterschiedliche Allokationsentscheide trifft? Angenommen ein 
Versicherungstrãger würde in der ersten Jahreshãlfte die Kosten für die neue 
Chemotherapie rückerstatten (beispielsweise basierend auf dem Argument der 
letzten Chance), aber in der zweiten Jahreshãlfte 
Kosteneffektivitãtsüberlegungen den Vorrang geben und die Kosten nicht 
rückerstatten. Beide Allokationsentscheidungen sind mit dem Prinzip der fairen 
Chancengleichheit vereinbar, aber sie verstoJ3en gegen die Anforderungen 
formaler Fairness. Die Bedingungen der Offentlichkeit, Revidierbarkeit und 
Regulierung kon nen solche Szenarien wahrscheinlich nicht vermeiden - vor 
allem dann nicht, wenn die Offentlichkeits-Bedingung keine aktive 
Kommunikation von Allokationsentscheidungen erfordert. Eine Konsistenz­
Bedingung sollte daher von jeder Institution im Gesundheitsbereich konsistente 
oder wenigstens bestmoglich konsistente Allokationsentscheidungen fordern. 
Einschluss reprdsentativer Stellvertreter 
Wenn Allokationsentscheidungen zwischen gleichermaJ3en gerechten 
Altemativen Fragen eines fairen Vefahrens sind, und nicht Fragen der 
Gerechtigkeit, dann ist der Einschluss reprãsentativer Stellvertreter in die 
entsprechenden Entscheidungsverfahren entscheidend. Allerdings müssen die 
rein prozeduralen Bedingungen von 'Verantwortung für Vernünftigkeit' meines 
Erachtens aus mehreren Gründen weiter spezifiziert und ergãnzt werden, damit 
die Gesundheitsbedürfnisse aller Mitglieder emer Gemeinschaft lm 
Entscheidungsverfahren fair berücksichtigt werden. 
Erstens fordert die Offentlichkeits- Bedinugung nur, dass 
Allokationsentscheidungen und deren Begründungen Offentlich zugãnglich 
gemacht werden müssen. Dies setzt voraus, dass die Offentlichkeit oder die 
Mitglieder definierter Gemeinschaften - wie zum Beispiel die Mitglieder einer 
bestimmten Krankenversicherung bereits wissen, das s 
Allokationsentscheidungen getroffen werden. Aber Offentliches Bewusstsein 
über diese Entscheidungen existiert moglicherweise nicht immer. Und wenn es 
existiert, sind viele Menschen einfach zu passiv, um die entsprechenden 
Informationen zu suchen oder einzufordern. Entgegen Daniels' Annahmen ist 
aktive Kommunikation von Allokationsentscheidungen notwendig (zum Beispiel 
durch Rundbriefe, Internet�basierte Diskussionsforen oder Offentliche 
V eranstaltungen), um die Offentlichkeits- Bedingung zu erfüllen. [Effektive 
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OffentIichkeit ist auch eine Voraussetzung für die Revidierbarkeits-Be,dingung, 
denn um Einspruch erheben zu kõnnen, muss man von 
Allokationsentscheidungen wissen.] 
Zweitens sind die Bedingungen von 'Verantwortung für Vernünftigkeit' nicht 
hinreichend, um einen angemessenen Einschluss reprasentativer Stellvertreter in 
den Verteilungsprozess zu gewahrleisten. 'Verantwortung für Vernünftigkeit' 
sieht vor, dass Gesundheitsinstitutionen Allokationsentscheiungen treffen und 
hierfür ihre Gründe angeben. Dem gegenüber kõnnen diejenigen, die von diesen 
Entscheidungen betroffen sind, nur Einspruch erheben. Daniels beharrt darauft, 
dass die õffent1iche Beteiligung am Entscheidungsverfahren nur dazu dient, den 
Abwagungs- und Entscheidungsprozess zu bereichern und einmal getroffene 
Allokationsentscheidungen zu verbreiten [2, S. 129-3 1]. Damit hat õffentliche 
Beteiligung für Daniels rein instrumentellen Wert. Offentliche Beteiligung ist an 
sich nicht wertvoll, so Daniels, weil demokratisch-reprasentative Strukturen oder 
Verfahren zur Auswahl von Stellvert�etern "võllig fehlen" [2, S. 129]. 
Diese Argumentation ist allerdings nicht überzeugend. Denn obwohl bestehende 
Verfahren zur Reprasentation der Offentlichkeit sicher weit davon entfernt sind, 
ideal zu sein, fehlen sie nicht võllig in demokratischen Gesellschaften. Darüber 
hinaus schlieBt das Fehlen eines vollkommenen Verfahrens nicht den Gebrauch 
eines durchführbaren unvollkommenen Verfahrens aus. Zum Beispiel schaffen 
wir das Strafrecht nicht deswegen ab, weil es manchmal (und traurigerweise) zur 
Bestrafung einer unschuldigen Person führt. Insofern als bestehende Verfahren 
zur Beteiligung reprasentativer Stellvertreter begrenzt sind, ist dies vielmehr ein 
Grund kreativer zu werden. Beteiligung 10 Debatten über 
Finanzierungsschwerpunkte im Gesundheitsbereich, Kommunikation mit 
politischen Vertretern, Bildung von Interessensverbanden zum Lobbying und 
Fürsprechen, usw. - all dies sind Wege, Entscheidungsverfahren zu beeinflussen 
und die faire Berücksichtigung der Gesundheitsbedürfnisse aller 
Gemeinschaftsmitglieder zu befórdern [ 17]. Eine Bedingung der õffentlichen 
Beteiligung sollte daher fordern, dass solche Einflussmechanismen entwickelt 
und eingesetzt werden. 
Drittens muss das Abstimmungsverfahren weiter spezifiziert werden. Die 
Relevanz- Bedingung sieht vor, dass in Fallen vernünftiger Uneinigkeit über 
Allokationsentscheidungen abgestimmt werden kann [2, S. 1 13]. Allerdings 
, macht Daniels ke ine genaueren Angaben zum Abstimmungsverfahren, sondern 
deutet nur an, dass bei Abstimmungen eine "einfache (oder vielleicht eine 
absolute oder qualifizierte) Mehrheit" entscheidend sein soll. Diese Vagueheit 
kõnnte aber nicht nur relevante Unterschiede zwischen Entscheidungssituationen 
übergehen, die verschiedene Abstimmungsverfahren erforden würden (wie zum 
Beispiel die Anzahl der Wahlmõglichkeiten). Sie kõnnte in der Praxis auch zu 
willkürlichen Abstimmungsverfahren und damit zu wi1lkürlichen 
Allokationsentscheidungen führen. Da alle Handlungsmõglichkeiten ohnehin 
gleichermaBen gerecht sind, kõnnte man meinen, dass dies unproblematisch sei. 
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Aber ohne kIar definierte Abstimmungsverfahren sind konsistente 
Entscheidungen nicht mõglich. Konkretere Handlungsanweisungen sind hier 
notwendig. 
Viertens sollten diejenigen, die Allokationsentscheidungen ausarbeiten und in 
die Praxis umsetzen, nicht derart von ihren eigenen Interessen getrieben sein, 
dass sie konkurrierende Erwagungen nicht mehr abwagend gewichten kõnnen 
[ 17]. Obwohl die Relevanz- Bedingung VerstõJ3e gegen das Prinzip der fairen 
Chancengleichheit ausschliessen sol1, ist es immer noch denkbar, dass grõJ3ere 
Interessenkonflikte Entscheidungen zwischen gleichermaJ3en gerechten 
Optionen übergebührlich beeinf1ussen. Eine relative Unparteilichkeits­
Bedingung sol1te diese Mõglichkeit ausschlieJ3en. 
Schlussfolgerung 
Wie ftihrt 'Verantwortung ftir Vemünftigkeit' zu fairen 
Allokationsentscheidungen? Die Antwort auf diese Frage ist vor allem deswegen 
kompliziert, weil das Faimess- Kriterium der 'Verantwortung für Vemünftigkeit' 
auffa11end unklar ist. Dieser Beitrag hat versucht zu zeigen, dass 'Verantwortung 
ftir Vemünftigkeit' kein klassisches Mode11 prozeduraler Gerechtigkeit darste11t, 
sondem eine eigene Form eingeschrankt rein-prozeduraler Gerechtigkeit 
begründet. Darüber hinaus wurde argumentiert, dass die rein prozeduralen 
Bedingungen von ,Verantwortlichkeit für Vemünftigkeit' weiter spezifiziert und 
erweitert werden müssen, um insgesamt einen fairen Prozess zu ermõglichen. 
Die fundamentale Frage, ob das Prinzip der fairen Chancengleichheit die richtige 
. Basis zur ethischen Beurteilung von A11okationsentscheidungen im 
Gesundheitsbereich darste11t, bleibt damit offen. Aber wenn Daniels eine 
einheitliche Theorie der Gesundheitsgerechtigkeit verteidigen wil1, die vor a11em 
auf dem Prinzip der fairen Chancengleichheit beruht und die Idee eines fairen 
Entscheidungsverfahrens ftir konkrete A11okationsentscheidungen beinhaltet, 
wird 'Verantwortung für Vemünftigkeit' einiger Ãnderungen bedürfen. 
Die hier vertretenen Meinungen sind die der Autorin und geben nicht die Politik 
und Positionen der Nationallnstitutes 01 Health, des u.s. Public Health Service, 
oder des us. Department 01 Health and Human Services wider. 
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